
Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und der FNZ Bank SE

1	 Geltungsbereich und Änderungen dieser Allgemeinen Geschäfts­
bedingungen der FNZ Bank SE für Privatanleger (nachfolgend „All­
gemeine Geschäftsbedingungen der FNZ Bank“ genannt) und der mit 
dem Kunden vereinbarten Bedingungen, Sonderbedingungen sowie 
der Preis- und Leistungsverzeichnisse für einzelne Geschäftsbezie­
hungen

Alle bei der FNZ Bank geführten Depots werden nachfolgend als „Depot(s)“ 
bezeichnet. Alle bei der FNZ Bank geführten Konten werden nachfolgend als 
„Konto/Konten“ bezeichnet.

Sofern nicht explizit als Depot- bzw. Kontoinhaber bezeichnet, ist/sind nachfol-
gend unter „Kunde/Kunden“ bzw. unter „Inhaber“ stets der oder die Depot- und/
oder Kontoinhaber zu verstehen.

1.1	 Geltungsbereich

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank gelten für die gesam-
te Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der FNZ Bank. Daneben 
gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (z. B. für das Wertpapiergeschäft, 
den Zahlungsverkehr) weitere mit dem Kunden vereinbarte Bedingungen (wie 
z. B. Bedingungen für das Investmentdepot) und Sonderbedingungen (wie z. B. 
Sonderbedingungen für Konten) sowie das Preis- und Leistungsverzeichnis bei 
der FNZ Bank SE (nachfolgend „Preis- und Leistungsverzeichnis“ genannt) in 
der jeweils aktuell gültigen Fassung, die Abweichungen oder Ergänzungen zu 
diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank enthalten; sie wer-
den bei Vertragsabschluss bzw. bei Bedarf oder bei der Erteilung eines Auftrags 
mit dem Kunden vereinbart.

1.2	 Änderungen

1.2.1	 Änderungsangebot

Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank 
und der mit dem Kunden vereinbarten Bedingungen, Sonderbedingun-
gen sowie des Preis- und Leistungsverzeichnisses werden dem Kunden 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform (z. B. auch als PDF) auf einem dauerhaften 
Datenträger angeboten.

Die Änderungen werden gemäß den Regelungen unter Punkt „Kommu-
nikationswege und -sprache“ dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der FNZ Bank per Einstellung der Mitteilungen zum Abruf, d. h. zur 
Ansicht, zum Herunterladen, zum Ausdruck und/oder zur Speicherung 
in den Online-Postkorb im Online-Banking und/oder per elektronischer 
Nachrichtenübermittlung (E-Mail) und/oder  –  sofern gesetzlich zuläs-
sig  –  unter www.fnz.de und/oder auf einer dem Kunden mitgeteilten 
anderen Website zur Verfügung gestellt. 

1.2.2	 Annahme durch den Kunden 

Die von der FNZ Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol-
gend geregelten Zustimmungsfiktion.

1.2.3	 Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion 

Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs-
angebots (Zustimmungsfiktion), wenn 

(a) �das Änderungsangebot der FNZ Bank erfolgt, um die Überein-
stimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten 
Rechtslage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Ge-
schäftsbedingungen oder der Sonderbedingungen aufgrund ei-
ner Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar geltender 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der Rechts-
lage entspricht oder

•	 durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet 
werden darf oder

•	 aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die FNZ Bank zu-
ständigen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen 

Zentralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen 
der FNZ Bank in Einklang zu bringen ist, oder

•	 die Änderung aufgrund von Änderungen in Prozessabläufen und/
oder technischen Gegebenheiten bei der FNZ Bank erfolgt, voraus-
gesetzt es liegt kein Fall einer Regelung vor, die unter dem „Aus-
schluss der Zustimmungsfiktion“ dieser Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen enthalten ist 

und

(b) �der Kunde das Änderungsangebot der FNZ Bank nicht vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
abgelehnt hat.

Die FNZ Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen 
seines Schweigens hinweisen.

1.2.4	 Ausschluss der Zustimmungsfiktion

Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung 

•	 bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 der Ge-
schäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den 
Sonderbedingungen oder

•	 bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und 
die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

•	 bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-
gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder

•	 bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleich-
kommen, oder

•	 bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der FNZ Bank verschieben 
würden. In diesen Fällen wird die FNZ Bank die Zustimmung des 
Kunden zu den Änderungen auf andere Weise einholen.

1.2.5	 Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion

Macht die FNZ Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der 
Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und 
kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die FNZ Bank 
den Kunden in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.

2	 Kommunikationswege und -sprache

Maßgebliche Sprache für das jeweilige Vertragsverhältnis und die Kommu-
nikation mit dem Kunden ist deutsch. Alle für den Kunden bestimmten Doku-
mente und Informationen (wie z. B. standardisierte Kosteninformation) von 
der FNZ Bank werden in deutscher Sprache verfasst. Die Kommunikation 
bzw. die Mitteilungen von der FNZ Bank können per Einstellung der Mittei-
lungen zum Abruf (d. h. zur Ansicht, zum Herunterladen, zum Ausdruck bzw. 
zur Speicherung) in den Online-Postkorb im Online-Banking und/oder per 
elektronischer Nachrichtenübermittlung (E-Mail) und/oder – sofern gesetz-
lich zulässig – unter www.fnz.de und/oder auf einer dem Kunden mitgeteil-
ten anderen Website in deutscher Sprache erfolgen. Urkunden und sonstige  
Nachweise sind der FNZ Bank in deutscher Sprache vorzulegen; fremdspra-
chige Dokumente sind auf Verlangen der FNZ Bank in deutscher Übersetzung 
vorzulegen.

Die FNZ Bank hat das Recht, sämtliche Informationen, die FNZ Bank als 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß den Vorschriften des Wertpa-
pierhandelsgesetzes sowie der Wertpapierdienstleistungs-, Verhaltens- und 
Organisationsverordnung auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung 
stellen bzw. übermitteln muss, dem Kunden ausschließlich auf einem elektro-
nischen Kommunikationsweg, z. B. durch Einstellung in den Online-Postkorb 
zum Abruf, d. h. zur Ansicht, zum Herunterladen, zum Ausdruck und/oder zur 
Speicherung, per E-Mail oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger als 
Papier gemäß dem Punkt „Vereinbarung zur Nutzung weiterer elektronischer 
Medien zur Informationserteilung und dem Punkt „Vereinbarung zur Nutzung 
des Online-Postkorbs“ der mit dem Kunden vereinbarten Bedingungen für das 
Online-Banking zur Verfügung zu stellen. Sofern der Kunde im Rahmen der 
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Geschäftsbeziehung eine E-Mail-Adresse angibt, ist davon auszugehen, dass 
eine Bereitstellung von Informationen in einer anderen Form als der Papier-
form für den Kunden angemessen ist. Soweit der Kunde die Mitteilungen/Do-
kumente/Informationen nicht bereits nachweislich vorher abgerufen hat, gelten 
die Mitteilungen/Dokumente/Informationen am Tag nach der Bereitstellung im 
Online-Postkorb als zugegangen.

Des Weiteren hat die FNZ Bank das Recht, allgemeine Informationen, die nicht 
persönlich an den Kunden gerichtet sind, unter www.fnz.de zur Verfügung zu 
stellen. Dies können u.  a. Vertragsbedingungen (wie z. B. Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen der FNZ Bank, Bedingungen, Sonderbedingungen, Preis- 
und Leistungsverzeichnisse) sowie Änderungen derselben, Informationen über 
die FNZ Bank, ihre Dienstleistungen, Informationen über den Schutz von Kun-
dengeldern, Informationen über Finanzinstrumente in Form von Verkaufsunter-
lagen (Verkaufsprospekte, Halb-/Jahresberichte) sowie Informationen über die 
Kosten und Nebenkosten (nachfolgend insgesamt „allgemeine Informationen“ 
genannt) sein. Die Adresse der Website und die Stelle, an der die neuesten 
allgemeinen Informationen auf dieser Website zu finden sind, werden dem Kun-
den auf dem elektronischen Kommunikationsweg, z. B. durch Einstellung zum 
Abruf in den Online-Postkorb, mitgeteilt. Mit der Mitteilung, an welcher Stelle die 
allgemeinen Informationen zu finden sind, gelten die allgemeinen Informationen 
als zugegangen.

3	 Akzeptanz von elektronisch signierten Dokumenten

Ein Depot und/oder Konto bei der FNZ Bank kann auch dadurch eröffnet werden, 
dass der jeweilige Depot-/Kontoeröffnungsantrag als elektronisches Dokument 
in Textform mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur oder qualifizier-
ten elektronischen Signatur gemäß den geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
(nachfolgend „e-Signatur“ genannt) versehen wird, die eine Identifizierung des 
Unterzeichners sowie die Erkennung nachträglicher Veränderungen der Daten 
ermöglicht und ausschließlich dem Unterzeichner zugeordnet ist.

Aufträge und sonstige Dokumente, die nicht dem gesetzlichen Schriftformer-
fordernis gemäß § 126 BGB unterliegen, können ebenfalls als ein – mit einer 
e-Signatur versehenes – elektronisches Dokument in Textform eingereicht 
werden. Erklärungen bzw. Dokumente, für die das gesetzliche Schriftformer-
fordernis des § 126 BGB gilt (z. B. Kreditverträge, wie z. B. Dispositions- und 
Wertpapierkredite; bestimmte Erbnachweisunterlagen), werden nicht von der 
FNZ Bank akzeptiert, wenn sie lediglich mit einer e-Signatur versehen elektro-
nisch an die FNZ Bank übermittelt werden. Diese Erklärungen bzw. Dokumente 
sind weiterhin aufgrund gesetzlicher Erfordernisse papierhaft und mit eigenhän-
diger Unterschrift bei der FNZ Bank einzureichen.

Die FNZ Bank behält sich darüber hinaus im Einzelfall das Recht vor, jederzeit 
eine zusätzliche schriftliche Bestätigung des Kunden bzw. des Bevollmächtigten 
mit eigenhändiger Unterschrift zu verlangen.

4	 Akzeptanz digitale Willenserklärung

Ein Depot und/oder Konto bei der FNZ Bank kann – je nach gewähltem Pro-
dukt – auch im Rahmen der online Depoteröffnung in digitaler (unterschrifts-
loser) Form eröffnet werden. Die digitale (unterschriftslose) Willenserklärung 
ersetzt (gemäß § 127 Abs. 3 BGB) die eigenhändige bzw. die fortgeschrittene 
elektronische Signatur des Kunden. Die digitale Willenserklärung des Kunden 
ist gleichermaßen rechtsverbindlich.

5	 Kundenkategorie

Die FNZ Bank behandelt die Kunden als Privatkunden i. S. d. § 67 Abs. 3 WpHG.

6	 Übertragung der Geschäftsverbindung als Ganzes oder einzelne Teile 
der Geschäftsverbindung

Die FNZ Bank hat das Recht, die Geschäftsverbindung als Ganzes oder ein-
zelne Teile der Geschäftsverbindung mit dem Kunden und die sich hieraus er-
gebenen Rechte und Pflichten auf ein geeignetes Unternehmen in der Weise 
zu übertragen, dass dieses Unternehmen Vertragspartner des Kunden wird. In 
diesem Fall räumt die FNZ Bank dem Kunden ein frist- und bedingungsloses 
kostenfreies Sonderkündigungsrecht ein. Die FNZ Bank wird den Kunden hier-
über rechtzeitig spätestens 2 Monate vor der Übertragung informieren und auf 
sein Sonderkündigungsrecht hinweisen.

7	 Bankgeheimnis und Bankauskunft

7.1	 Bankgeheimnis

Die FNZ Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen 
und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). 
Informationen über den Kunden darf die FNZ Bank nur weitergeben, wenn ge-
setzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde eingewilligt hat oder die 
FNZ Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist. Die FNZ Bank bedient 
sich bei Druck, Kuvertierung, Versand von Kundenunterlagen und bei weiteren 
Dienstleistungen im Rahmen einer Auftragsdatenverarbeitung externer Dienst-
leister bzw. zuverlässiger Drittunternehmen. Die FNZ Bank wird diese externen 
Dienstleister bzw. diese zuverlässigen Drittunternehmen vertraglich zur Einhal-
tung des Bankgeheimnisses verpflichten. Der FNZ Bank steht ein jederzeitiges 
und ungehindertes Überwachungs- und Überprüfungsrecht bzgl. der Einhaltung 
des Bankgeheimnisses zu.

7.2	 Bankauskunft

7.2.1	 Definition Bankauskunft

Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkun-
gen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit 
und Zahlungsfähigkeit. Betragsmäßige Angaben über Depot- und Kontostände, 
Sparguthaben oder sonstige der FNZ Bank anvertraute Vermögenswerte sowie 
Angaben über die Höhe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.

7.2.2	 Voraussetzung für die Erteilung einer Bankauskunft

Die FNZ Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister ein-
getragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage auf ihre 
geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die FNZ Bank erteilt jedoch keine Auskünfte, 
wenn ihr eine anderslautende Weisung des Kunden vorliegt. Bankauskünfte 
über andere Personen, insbesondere über Privatkunden und Vereinigungen, er-
teilt die FNZ Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall ausdrücklich 
zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende ein 
berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat 
und kein Grund zur Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden 
der Auskunftserteilung entgegenstehen.

7.2.3	 Empfänger von Bankauskünften 

Bankauskünfte erteilt die FNZ Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kredit
instituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

8	 Haftung der FNZ Bank und Mitverschulden des Kunden

8.1	 Haftungsgrundsätze

Die FNZ Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschul-
den ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflich-
tungen hinzuzieht. Soweit Bedingungen bzw. Sonderbedingungen für einzelne 
Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes 
regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes 
Verhalten (z. B. durch Verletzung seiner Mitwirkungspflichten) zur Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach dem Grundsatz des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang die FNZ Bank und der Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

8.2	 Weitergeleitete Aufträge

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausgeführt 
wird, dass die FNZ Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung betraut, er-
füllt die FNZ Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Namen an den 
Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft z. B. die Einholung von 
Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwaltung und Verwah-
rung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung 
der FNZ Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

8.3	 Störung des Betriebs

Die FNZ Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, 
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende 
Vorkommnisse (z. B. Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von 
hoher Hand im In- und Ausland) eintreten.
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9	 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der kein Verbraucher 
ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank nur 
aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 
sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung gilt nicht für eine vom Kunden zur Auf-
rechnung gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in einem Darlehen oder 
einer Finanzierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 BGB hat.

10	 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden bei Depots/ 
Konten

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der FNZ Bank 
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der FNZ Bank seine erbrechtliche 
Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen.

Wird der FNZ Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letzt-
willigen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsni-
ederschrift vorgelegt, darf die FNZ Bank denjenigen, der darin als Erbe oder 
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen 
lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, 
wenn der FNZ Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (z. B. nach Anfechtung 
oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, oder 
wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist. Eine Bevoll-
mächtigung zu Lebzeiten und über den Tod hinaus/eine Bevollmächtigung für 
den Todesfall bleibt bis zu deren wirksamen Widerruf bestehen. Bei einer Erben-
gemeinschaft muss diese durch jeden Erben einzeln für sich widerrufen werden.

Die Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden bei einem Gemein-
schaftsdepot/-konto ist unter dem Punkt „Verfügungsberechtigung nach dem 
Tod bei Gemeinschaftsdepots/-konten“ dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der FNZ Bank geregelt.

11	 Rechtswahl/Rechtsnachfolge/Gerichtsstand

11.1	 Rechtswahl

Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der FNZ Bank gilt ​ 
deutsches Recht, einschließlich des deutschen Steuerrechts.

11.2	 Rechtsnachfolge

Rechte und Pflichten der FNZ Bank gehen auf den Rechtsnachfolger über.

11.3	 Gerichtsstand bei kaufmännischen und öffentlich-rechtlichen 
Kunden

Gerichtsstand für Inlandskunden: Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die strei-
tige Geschäftsbeziehung dem Betrieb seines Handelsgewerbes zuzurechnen, 
so kann die FNZ Bank diesen Kunden an den für die FNZ Bank zuständigen 
Gerichten oder bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen; dasselbe gilt 
für eine juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche 
Sondervermögen. Die FNZ Bank selbst kann von diesen Kunden nur an den für 
die FNZ Bank zuständigen Gerichten verklagt werden.

Gerichtsstand für Auslandskunden: Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch 
für Kunden, die im Ausland eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, 
sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-rechtlichen Son-
dervermögen vergleichbar sind.

Allgemeine Depot-/Kontoführungsbestimmungen

12	 Gemeinschaftsdepots/-konten

12.1	 Verfügungsberechtigung

Grundsätzlich wird ein Gemeinschaftsdepot/-konto mit Einzelverfügungs-
berechtigung („Oder-Depot“/„Oder-Konto“) eröffnet und geführt. Somit kann 
jeder Kunde (nachfolgend auch „Inhaber“ genannt) über das Depot/Konto 
ohne Mitwirkung des anderen Kunden verfügen und zulasten des Depots/
Kontos alle mit der Depot-/Kontoführung im Zusammenhang stehenden  
Vereinbarungen treffen. Ausgenommen hiervon ist die Erteilung/der Widerruf einer 
Vollmacht; dies kann nur gemäß den Regelungen in Punkt „Vollmachten“ dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank gemeinschaftlich erfolgen.  

Umschreibungen von Gemeinschaftsdepots/-konten auf Einzeldepots/-konten, 
die keinen Nachlassfall betreffen, sind nicht möglich.

12.2	 Widerruf der Einzelverfügungsberechtigung

Jeder Inhaber kann die Einzelverfügungsberechtigung eines anderen In-
habers mit Wirkung für die Zukunft der FNZ Bank gegenüber widerrufen. Ab 
dem Zugang des Widerrufes bei der FNZ Bank können nur noch sämtliche 
Inhaber gemeinsam verfügen (Gemeinschaftsdepot/-konto mit gemeinsamer 
Verfügungsberechtigung aller Inhaber, sog. „Und-Depot“/„Und-Konto“). Über 
den Widerruf ist die FNZ Bank unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst 
schriftlich – mindestens in Textform – zu unterrichten.

12.3	 Mitteilungen/Dokumente/Informationen

Grundsätzlich werden sämtliche Mitteilungen/Dokumente/Informationen, die 
an den Kunden persönlich gerichtet sind, schnellstmöglich elektronisch durch 
Einstellung in den Online-Postkorb zum Abruf (d. h. zur Ansicht, zum Herunter-
laden, zum Ausdruck bzw. zur Speicherung) zur Verfügung gestellt. Der Kunde 
hat die Möglichkeit durch Beauftragung und Zahlung eines Entgelts gemäß 
dem zu diesem Zeitpunkt gültigen Preis- und Leistungsverzeichnis sämtliche 
Mitteilungen/Dokumente/Informationen zusätzlich postalisch übermittelt zu be-
kommen. Die zusätzliche postalische Übermittlung erfolgt dann grundsätzlich 
an die Adresse des im Depot-/Kontoeröffnungsantrags als 1. Antragsteller be-
zeichneten Kunden.

12.4	 Gesamtschuldnerische Haftung

Die Depot-/Kontoinhaber haften der FNZ Bank gegenüber für sämtliche Ver-
pflichtungen aus dem Gemeinschaftsdepot/-konto als Gesamtschuldner, 
d. h., jeder Inhaber ist zur Bewirkung der gesamten Leistung verpflichtet, die 
FNZ Bank ist aber nur berechtigt, die Leistung einmal zu fordern (Gesamt-
schuldner). Die FNZ Bank kann die Leistung nach ihrer Wahl von jedem der 
Schuldner (Inhaber) ganz oder zu einem Teil fordern. Bis zur Bewirkung der 
ganzen Leistung bleiben sämtliche Schuldner (Inhaber) verpflichtet.

12.5	 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden bei 
Gemeinschaftsdepots/-konten

Bei einem Gemeinschaftsdepot/-konto mit Einzelverfügungsberechtigung 
(„Oder-Depot“/„Oder-Konto“) bleiben nach dem Tod eines Inhabers die Be-
fugnisse des/der anderen Inhaber(s) unverändert bestehen, der/die andere(n) 
Inhaber kann/können weiterhin auch ohne Mitwirkung der Erben den Depot-/
Kontovertrag beenden. Eine Umschreibung auf ein Einzeldepot/-konto bei Tod 
eines Inhabers ist in Ausnahmefällen nur bei Gemeinschaftsdepots/-konten von 
Ehepartnern/eingetragenen Lebenspartnern (nachfolgend „Partner“ genannt) 
möglich, sofern der verbleibende Partner Alleinerbe ist. Die Rechte des Verstor-
benen werden durch dessen Erben gemeinsam wahrgenommen.

Das Recht zum Widerruf der Einzelverfügungsberechtigung steht jedem Erben 
eines Inhabers allein zu. Widerruft ein Miterbe die Einzelverfügungsberechti-
gung, bedarf ab dem Widerruf jede Verfügung über das Depot/Konto seiner 
Mitwirkung und eines schriftlichen Auftrags mit Originalunterschrift.

Widerrufen sämtliche Miterben die Einzelverfügungsberechtigung, so können 
sämtliche überlebenden Inhaber ab dem Zeitpunkt des Widerrufs nur noch ge-
meinschaftlich mit sämtlichen Miterben über das Depot/Konto verfügen. Dazu 
ist ein schriftlicher Auftrag mit den Originalunterschriften aller überlebenden 
Inhaber und/oder Miterben erforderlich.

Bei einem Gemeinschaftsdepot mit gemeinsamer Verfügungsberechtigung 
(„Und-Depot“/„Und-Konto“) kann/können nach dem Tod eines Inhabers der/die 
anderen überlebende(n) Inhaber nur gemeinsam mit den jeweiligen Miterben 
über das Depot/Konto verfügen und das Depot/Konto kündigen.

13	 Depot(s)/Konto/Konten für Minderjährige

13.1	 Vertretungsregelung

Der Minderjährige wird durch die gesetzlichen Vertreter nach Maßgabe der 
bei Depot-/Kontoeröffnung getroffenen Regelung vertreten. Für Minderjährige 
werden grundsätzlich nur Depots/Konten mit Einzelverfügungsbefugnis der ge-
setzlichen Vertreter eröffnet und geführt. Bis zur Volljährigkeit des Minderjähri-
gen ist jeder von mehreren gesetzlichen Vertretern bis zu einem rechtmäßigen 
Widerruf eines der gesetzlichen Vertreter allein verfügungsberechtigt. Widerruft 
nur ein gesetzlicher Vertreter die Alleinvertretungsbefugnis eines anderen ge-
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setzlichen Vertreters, können ab dem Widerruf nur noch sämtliche gesetzlichen 
Vertreter gemeinsam verfügen.

Das Depot/Konto wird in diesem Fall als Depot/Konto mit gemeinschaftlicher 
Verfügungsbefugnis („Und-Depot“/„Und-Konto“) der gesetzlichen Vertreter  
weitergeführt. Über den Widerruf ist die FNZ Bank unverzüglich und aus Be-
weisgründen möglichst schriftlich – mindestens in Textform – zu unterrichten. 
Das Erfordernis etwaiger vormundschaftsgerichtlicher Genehmigungen bleibt 
unberührt.

13.2	 Mitteilungen/Dokumente/Informationen

Grundsätzlich werden sämtliche Mitteilungen/Dokumente/Informationen, die 
an den Minderjährigen persönlich gerichtet sind, schnellstmöglich elektronisch 
durch Einstellung in den Online-Postkorb zum Abruf (d. h. zur Ansicht, zum He-
runterladen, zum Ausdruck bzw. zur Speicherung) zur Verfügung gestellt. Der 
gesetzliche Vertreter hat die Möglichkeit durch Beauftragung und Zahlung eines 
Entgelts gemäß dem zu diesem Zeitpunkt gültigen Preis- und Leistungsver-
zeichnis sämtliche Mitteilungen/Dokumente/Informationen zusätzlich postalisch 
übermittelt zu bekommen. Die zusätzliche postalische Übermittlung erfolgt dann 
grundsätzlich an die Adresse des Minderjährigen zu Händen der gesetzlichen 
Vertreter.

13.3	 Steuerguthaben/-forderungen

Eventuelle Steuerguthaben zugunsten des Minderjährigen und auch eventuel-
le Steuerforderungen zulasten des Minderjährigen werden grundsätzlich über 
ein bestehendes Konto flex abgewickelt. Sofern kein Konto flex besteht oder 
dieses kein ausreichendes Guthaben aufweist, erfolgt die Abwicklung der Steu-
erforderungen zulasten der angegebenen externen Bankverbindung des Min-
derjährigen bzw. des/der gesetzlichen Vertreter(s). Steuerguthaben zugunsten 
des Minderjährigen werden bei nicht vorhandenem Konto flex auf die bei der 
FNZ Bank hinterlegte externe Bankverbindung des Minderjährigen bzw. der/des 
gesetzlichen Vertreter(s) ausgezahlt.

13.4	 Abrechnungs-/Verrechnungsmodalitäten

Sämtliche Entgelte, Kosten, Nebenkosten und Auslagen werden grundsätzlich 
automatisch gemäß den Regelungen im jeweils aktuell gültigen Preis- und Leis-
tungsverzeichnis berechnet und abgerechnet.

14	 Vollmachten

Werden für ein Depot/Konto Vollmachten erteilt, kann jeder Bevollmächtigte 
allein über dieses Depot/Konto verfügen, sofern vom Inhaber keine abweichen-
de Weisung erteilt worden ist. Der Bevollmächtigte ist nicht befugt, die Vollmacht 
zu übertragen und Untervollmachten zu erteilen. Bei einem Gemeinschafts
depot/-konto muss die Vollmachterteilung von allen Inhabern gemeinschaftlich 
erfolgen. Der Bevollmächtigte ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu 
legitimieren und datenmäßig zu erfassen. Die Vollmacht erlischt mit Widerruf 
auch nur eines Inhabers. Der Widerruf ist der FNZ Bank unverzüglich und aus 
Beweisgründen möglichst schriftlich – mindestens in Textform – mitzuteilen.

Vollmachten können grundsätzlich auf dem von der FNZ Bank zur Verfügung 
gestellten separaten Formular „Vollmacht“ erteilt werden, welches kostenlos bei 
der FNZ Bank angefordert oder unter www.fnz.de heruntergeladen und ausge-
druckt werden kann.

15	 Zinsen, Entgelte und Aufwendungen

15.1	 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die  
FNZ Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, einschließlich der Höhe von Zah-
lungen, die über die für die Hauptleistung vereinbarten Entgelte hinausgehen, 
ergibt sich aus dem jeweils aktuell gültigen Preis- und Leistungsverzeichnis, 
welches auf Anfrage kostenlos von der FNZ Bank zur Verfügung gestellt bzw. 
auf Anfrage kostenlos zugesandt wird. Die jeweils aktuell gültigen Zinssät-
ze können zudem unter www.fnz.de jederzeit eingesehen werden. Wenn ein 
Verbraucher eine im jeweils aktuell gültigen Preis- und Leistungsverzeich-
nis aufgeführte Hauptleistung in Anspruch nimmt und dabei keine abwei-
chende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt unter  
www.fnz.de veröffentlichten Zinsen und Entgelte. Eine Vereinbarung über die 
Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende 

Zahlung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die FNZ Bank mit dem Verbrau-
cher nur ausdrücklich treffen.

Für die Vergütung der nicht im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführten 
Leistungen, die im Auftrag des Verbrauchers oder in dessen mutmaßlichem In-
teresse erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung ge-
troffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften. Gegebenenfalls anfallende Kosten 
durch Dritte (z. B. fremde Auslagen) und eigene Kosten (z. B. für Ferngesprä-
che, Porti) sind vom Kunden selbst zu tragen. Dies gilt insbesondere, falls bei 
der Identifizierung nach §  154 Abgabenordnung  (AO) durch Dritte Kosten in 
Rechnung gestellt werden.

15.2	 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine Verbraucher 
sind

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die 
FNZ Bank gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind, erbringt, ergibt sich 
aus dem jeweils aktuell gültigen Preis- und Leistungsverzeichnis, soweit das 
jeweils aktuell gültige Preis- und Leistungsverzeichnis übliche Bankleistungen 
gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind (z. B. Geschäftskunden), aus-
weist.

Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufgeführte Bankleis-
tung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getrof-
fen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt unter www.fnz.de veröffentlichten 
Zinsen und Entgelte. Die jeweils aktuell gültigen Zinssätze können unter  
www.fnz.de eingesehen werden.

Im Übrigen bestimmt die FNZ Bank, sofern keine andere Vereinbarung getroffen 
wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, die Höhe von 
Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs).

15.3	 Nicht entgeltfähige Leistungen

Für eine Leistung, zu deren Erbringung die FNZ Bank kraft Gesetzes oder auf-
grund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im eigenen 
Interesse wahrnimmt, wird die FNZ Bank kein Entgelt berechnen, es sei denn, 
es ist gesetzlich zulässig und es wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung 
erhoben.

15.4	 Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung

Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz erfolgt 
aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarung mit dem Kunden. Die FNZ Bank 
wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann 
der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditver-
einbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Änderung 
mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöh-
ten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die 
FNZ Bank wird zur Abwicklung eine angemessene Frist einräumen.

15.5	 Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in Anspruch 
genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rahmen der 
Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch genommen werden 
(z. B. Konto- und Depotführung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform ange-
boten.

Diese Änderungen werden gemäß den Regelungen unter Punkt „Kommuni-
kationswege und -sprache“ dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
FNZ Bank per Einstellung der Mitteilungen zum Abruf, d. h. zur Ansicht, zum 
Herunterladen, zum Ausdruck und/oder zur Speicherung in den Online-Post-
korb im Online-Banking und/oder per elektronischer Nachrichtenübermittlung 
(E-Mail) und/oder – sofern gesetzlich zulässig – unter www.fnz.de und/oder auf 
einer dem Kunden mitgeteilten anderen Website zur Verfügung gestellt. Die von 
der FNZ Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kun-
de diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das 
auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers 
gerichtet ist, kann die FNZ Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen.
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15.6	 Ersatz von Aufwendungen

Ein möglicher Anspruch der FNZ Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

15.7	 	Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungs­
diensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen 

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit Ver-
brauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte und 
Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und Sonderbedin-
gungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Änderung 
von Entgelten von Zahlungsdiensterahmenverträgen (z. B. Kontovertrag) richtet 
sich nach der Regelung unter Punkt „Änderung von Entgelten bei typischer-
weise dauerhaft in Anspruch genommenen Leistungen“ dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der FNZ Bank.

16	 Verbot der Abtretung und/oder Verpfändung zugunsten Dritter

16.1	 Verbot der Abtretung und/oder Verpfändung von Kontoguthaben

Die Abtretung der Ansprüche des/der Kontoinhaber(s) bzgl. bestehender Kon-
ten gegen die FNZ Bank, die aus der Geschäftsbeziehung mit der FNZ Bank 
herrühren, an Dritte ist ausgeschlossen. Das Abtretungsverbot gilt für sämtliche 
Ansprüche, insbesondere für solche im Hinblick auf Kontoguthaben. Verpfän-
dungen von Kontoguthaben sind ausschließlich unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung der FNZ Bank möglich.

16.2	 Verbot der Abtretung und/oder Verpfändung von Depotwerten 

Die Abtretung der Ansprüche des/der Depotinhaber(s) bzgl. des Depots gegen 
die FNZ Bank, die aus der Geschäftsbeziehung mit der FNZ Bank herrühren, 
ist ausgeschlossen. Verpfändungen von Depotwerten sind unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung der FNZ Bank möglich.

17	 Abrechnungs-/Verrechnungsmodalitäten

Sämtliche Entgelte, Kosten, Nebenkosten und Auslagen werden grundsätzlich 
automatisch gemäß den Regelungen im jeweils aktuell gültigen Preis- und Leis-
tungsverzeichnis berechnet und abgerechnet.

18	 Datenschutz 

Die FNZ Bank verarbeitet alle im Rahmen der Geschäftsbeziehung erhaltenen 
personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäi-
schen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG).

Weitere geltende Regelungen und Hinweise zum Datenschutz sind in der je-
weils aktuell gültigen Unterlage „Informationen zum Datenschutz“ enthalten.

19	 Informationen und Mitteilungen im Rahmen von FATCA und FKAustG

Gemäß dem „Foreign Account Tax Compliance Act“ (nachfolgend „FATCA“ ge-
nannt) bzw. dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika zur Förderung der Steuerehrlichkeit bei 
internationalen Sachverhalten und hinsichtlich der als Gesetz über die Steu-
erehrlichkeit bezüglich Auslandskonten bekannten US-amerikanischen Informa-
tions- und Meldebestimmungen i. V. m. deren Umsetzung in nationales Recht ist 
die FNZ Bank verpflichtet, Personen, für die eine US-Steuerpflicht besteht, zu 
identifizieren und ggf. an die zuständigen Behörden zu melden.

Zudem ist die FNZ Bank gemäß dem Finanzkonten-Informationsaustausch-
gesetz (nachfolgend „FKAustG“ genannt) bzw. dem multilateralen Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den OECD Partnerstaaten zur 
Erhöhung der steuerlichen Transparenz zwischen den teilnehmenden Ländern 
und bekannten Informations- und Meldebestimmungen verpflichtet, Personen, 
für die aufgrund ihrer Daten eine Common-Reporting-Standard Meldepflicht 
besteht, zu identifizieren und an das Bundeszentralamt für Steuern zu melden.

Um diesen Pflichten ordnungsgemäß nachkommen zu können, hat die 
FNZ Bank das Recht, den Kunden – abweichend von einer ggf. gegenüber der 
FNZ Bank angegebenen/hinterlegten Versandadresse  –  an die Adresse des 
gegenüber der FNZ Bank angegebenen bzw. der FNZ Bank bekannten Wohn-
anschrift des Kunden anzuschreiben, um die zur Bestimmung der US-Steuer-

pflicht erforderlichen Dokumente und Informationen vollständig einzuholen bzw. 
um dem Kunden aufgrund der Anforderungen von FATCA – bzw. des FKAus-
tG – die erforderlichen Informationen/Mitteilungen zukommen zu lassen. Sollte 
der Kunde gegenüber der FNZ Bank eine Wohnanschrift in den USA angege-
ben haben, wird die FNZ Bank die ihr zuletzt angegebene Adresse in Deutsch-
land oder im europäischen bzw. sonstigen Ausland (ausgenommen USA) hierfür 
heranziehen.

20	 Information zum Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz (StUmgBG )

Die FNZ Bank ist verpflichtet, für alle Kunden, jeden weiteren Verfügungs-
berechtigen und jeden wirtschaftlich Berechtigen im Sinne des Geldwäsche-
gesetzes, die Adresse, bei natürlichen Personen das Geburtsdatum und 
die Steuer-Identifikationsnummer bzw. für Gesellschaften (Firmen) die Wirt-
schafts-Identifikationsnummer (ersatzweise die Steuernummer nach dem 
Einkommen) zu erheben und zu dokumentieren. Die FNZ Bank ist andernfalls 
berechtigt, die jeweilige Identifikationsnummer in einem maschinellen Verfahren 
beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) abzufragen.

Mitwirkungspflichten und Obliegenheiten des Kunden

21	 Mitwirkungspflichten und Obliegenheiten des Kunden

21.1	 Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der FNZ Bank

21.1.1	 Der Kunde hat (Online-)Depot-/Kontoauszüge, (Online-)Abrechnungen, 
sonstige Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie (Online-)
Informationen über erwartete Zahlungen auf ihre Richtigkeit und Voll-
ständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen 
unverzüglich zu erheben.

21.1.2	 Der Kunde hat (Online-)Depotauszüge und (Online-)Kontoauszüge mit 
Rechnungsabschluss (nachfolgend auch „Auszüge“ genannt) sowie 
sonstige (Online-)Mitteilungen (z. B. Jahressteuerbescheinigung) auf 
ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und et-
waige Einwendungen wegen Unrichtigkeit und/oder Unvollständigkeit 
durch die FNZ Bank innerhalb von sechs Wochen nach deren Zugang 
im Online-Postkorb anzuzeigen. Macht der Kunde seine Einwendungen 
in Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb dieser Sechs-Wo-
chen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Geneh-
migung. Auf diese Folge wird die FNZ Bank den Kunden bei (Online-)
Depot-/Kontoauszügen mit Rechnungsabschluss und sonstigen Mittei-
lungen besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf 
eine Berichtigung des (Online-)Kontoauszugs mit Rechnungsabschluss 
verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto 
belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde. Die 
FNZ Bank unterschreibt Auszüge, Abrechnungen und sonstige Mittei-
lungen grundsätzlich nicht.

Ergänzend gelten die Regelungen unter Punkt „Kontroll-/Mitwirkungs- und Sorg-
faltspflichten des Kunden“ der mit dem Kunden vereinbarten Bedingungen für 
das Online-Banking.

21.2	 Benachrichtigung der FNZ Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen

Falls dem Kunden die jeweiligen zu erwartenden Mitteilungen, wie z. B. (On-
line-)Depot-/Kontoauszüge und/oder (Online-)Abrechnungen (insbesondere 
nach Ausführung von Aufträgen), Jahressteuerbescheinigung, etc. elektronisch 
nicht zugehen, muss er die FNZ Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Be-
nachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, 
deren Eingang der Kunde erwartet ((Online-)Wertpapierabrechnungen oder 
über Zahlungen, die der Kunde erwartet). Mit Bereitstellung zum Abruf (d. h. 
zur Ansicht, zum Herunterladen, zum Ausdruck und zur Speicherung) in den 
Online-Postkorb gelten die Dokumente als zugegangen.

Beispielhaft sind folgende (Online-)Auszüge, (Online-)Abrechnungen und sons-
tige Mitteilungen i. d. R. durch Einstellung in den Online-Postkorb wie folgt zu 
erwarten:

•	 (Online-)Depotauszüge für Depots: Mindestens jedes Quartal zum Quartals
ende, Zugang im Online-Postkorb zu erwarten am Ende des auf das jeweilige 



Allgemeine Geschäftsbedingungen der FNZ Bank SE Seite 6 von 10

Quartal folgenden Monats (Stichtag ist jeweils der letzte Börsen-/Geschäfts- 
und Bankarbeitstag* im jeweiligen Quartal).

•	 (Online-)Abrechnung über Wertpapiertransaktionen (Umsatzabrechnung): 
Grundsätzlich nach Ausführung der Transaktion wird die Umsatzabrechnung 
in den Online-Postkorb eingestellt. Ausgenommen hiervon sind regelmäßige 
Kundenaufträge mit Fondsanteilen an einem Organismus für gemeinsame 
Anlagen, in diesem Fall erfolgt die Umsatzabrechnung in Form eines (On-
line-)Halbjahresdepotauszugs.

•	 (Online-)Kontoauszüge für Konto flex oder Wertpapierkreditkonten: Sofern 
Kontoumsätze vorhanden sind, monatlich, mindestens vierteljährlich mit dem 
Rechnungsabschluss zum kalendarischen Quartalsende (Stichtag ist jeweils 
der letzte Bankarbeitstag eines Quartals) Einstellung im Online-Postkorb. 
Die Zurverfügungstellung im Online-Postkorb eines quartärlichen (Online-)
Kontoauszugs mit Rechnungsabschluss erfolgt spätestens am Ende des auf 
das jeweilige Quartal folgenden Monats.

•	 (Online-)Kontoauszüge für Tagesgeldkonten: Sofern Kontoumsätze vorhan-
den sind, monatlich, vierteljährlich mit dem Rechnungsabschluss Einstellung 
im Online-Postkorb. Zugang im Online-Postkorb bis Ende August des laufen-
den Kalenderjahres bzw. Ende Februar des Folgejahres (Stichtag ist jeweils 
der letzte Bankarbeitstag des Kalenderhalbjahres bzw. des Kalenderjahres).

•	 (Online-)Kontoauszüge für Festgeldkonten: Zu Beginn der Festgeldanlage 
sowie bei der Zinszahlung am Laufzeitende (Fälligkeit) bzw. bei Prolongation 
und zum Ende eines Kalenderjahres in Form eines (Online-)Kontoauszugs 
(Zugang Ende Februar des Folgejahres (Stichtag ist jeweils der letzte Bank
arbeitstag eines Kalenderjahres)).

•	 Jahressteuerbescheinigung: Im ersten Quartal des folgenden Kalenderjah-
res bzw. sobald sämtliche notwendigen Daten der jeweiligen Kapitalverwal-
tungs-/Verwaltungsgesellschaften bei der FNZ Bank vorliegen (dies kann in 
Einzelfällen ausnahmsweise einen längeren Zeitraum beanspruchen, liegt 
i. d. R. jedoch spätestens bis zum 31. Mai des folgenden Kalenderjahres vor).

•	 Individuelle Kosteninformationen: Mindestens jährlich; zum Kalenderjahres-
ende, Zugang im Online-Postkorb zu erwarten bis Anfang April des Folge-
jahres bzw. für das Wertpapierdepot, Zugang zu erwarten bis Anfang April 
(Stichtag ist jeweils der letzte Bankarbeitstag im Kalenderjahr).

Für Benachrichtigungen im Rahmen einzelner Vertragsverhältnisse mit dem 
Kunden gelten ggf. abweichende Regelungen.

21.3	 Mitteilung von Änderungen

Für eine ordnungsgemäße Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erforder-
lich, dass der Kunde der FNZ Bank die Änderung seines Namens und seiner An-
schrift, sowie der angegebenen externen Bankverbindung aus Beweisgründen  
schriftlich mitteilt. Das Erlöschen einer gegenüber der FNZ Bank erteilten Ver-
tretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) ist unverzüglich – aus Beweis-
gründen möglichst schriftlich – mindestens in Textform – mitzuteilen. Diese 
Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungsvollmacht in ein 
öffentliches Register (z. B. Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen 
oder ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. 

Zusätzlich wird der Kunde der FNZ Bank die sich im Laufe der Geschäftsbe-
ziehung ergebenden Änderungen, z. B. des wirtschaftlich Berechtigten, des 
Registereintrags, der Legitimationspapiere, der Staatsangehörigkeit und des 
Berufs bzw. der Branche, unverzüglich in Textform mitteilen und der FNZ Bank 
bei Bedarf weitere Unterlagen zur Verfügung stellen. Die FNZ Bank geht da-
von aus, dass es sich bei der mitgeteilten Adresse um den Hauptwohnsitz des 
Kunden handelt. Darüber hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mit-
teilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegesetz, ergeben. Sofern 
der Kunde diesen Mitwirkungspflichten nicht nachkommt, hat die FNZ Bank das 
Recht, die Geschäftsbeziehung fristlos gemäß den Regelungen unter Punkt 
„Kündigungsrechte der FNZ Bank“ dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der FNZ Bank zu beenden.

21.4	 Klarheit von Aufträgen

Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig for-
mulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen 

*	 Bankarbeitstage sind alle Geschäftstage gemäß den Regelungen unter Punkt „Geschäftstage/Bankar-
beitstage der FNZ Bank“ im Preis- und Leistungsverzeichnis.

führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und 
Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere der Kontonummer und Bankleit-
zahl oder IBAN und BIC zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederho-
lungen von Aufträgen müssen als solche gekennzeichnet sein.

Der Kunde hat bei Aufträgen zum Depot auf die Richtigkeit und Vollständigkeit 
seiner Angaben, insbesondere des Namens des Depotinhabers, des Wertpa-
piers, der WKN, der ISIN oder der Depotpositionsnummer des betreffenden 
Wertpapiers, des Namens des Kontoinhabers, der IBAN und ggf. des BIC sowie 
der Währung zu achten.

Die FNZ Bank behält sich das Recht vor, aus Gründen der Geldwäsche- und 
Betrugsprävention (Unstimmigkeiten bei der Unterschrift oder andere Ver-
dachtsmomente) den Auftrag nicht auszuführen.

21.5	 Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines 
Auftrags

Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nötig, hat 
er dies der FNZ Bank gesondert mitzuteilen; bei formularmäßig erteilten Aufträ-
gen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.

22	 Jahressteuerbescheinigungen

Die FNZ Bank wird anstelle von Einzelsteuerbescheinigungen für jedes Kalen-
derjahr grundsätzlich eine Jahressteuerbescheinigung erstellen. Die FNZ Bank 
behält sich das Recht vor, die Jahressteuerbescheinigung auf dem elektroni-
schen Weg durch Einstellung in den Online-Postkorb zum Abruf zur Verfügung 
zu stellen.

23	 Hinweise auf ggf. anfallende Steuern

Erträge aus Finanzinstrumenten und Wertpapieren sind i. d. R. steuerpflichtig.

Abhängig vom jeweils geltenden Steuerrecht (In- und Ausland) können bei der 
Auszahlung von Erträgen Kapitalertrag- und andere Steuern anfallen, die, so-
fern sie von der FNZ Bank (auszahlende Stelle) erhoben und an die jeweiligen 
Steuerbehörden abgeführt werden, den an den Kunden auszuzahlenden Betrag 
mindern. In Einzelfällen können dem Kunden noch weitere Steuern entstehen, 
die nicht über die FNZ Bank gezahlt werden. Dies gilt z. B., wenn der Kunde im 
Ausland steuerpflichtig ist. Bei diesbezüglichen Fragen sollte sich der Kunde an 
die für ihn zuständige Steuerbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden.

Die eventuell anfallenden Steuern auf die Vorabpauschale und sonstige unbare 
Kapitalmaßnahmen wird die FNZ Bank durch den Verkauf von Fondsanteilen in 
entsprechender Höhe begleichen. Da die zu zahlende Steuer erst nach Verbu-
chung der Vorabpauschale oder der sonstigen unbaren Kapitalmaßnahmen fest 
steht, wird der Verkauf für die Steuern mit dem nächst möglichen Kurs abge-
rechnet. Weiterhin behält sich die FNZ Bank das Recht vor, eventuell anfallende 
Steuern auf die Vorabpauschale im Einzelfall vom Konto flex einzuziehen. Ist 
kein Einzug der Steuern gemäß der vorgenannten Regelungen möglich, wird die 
FNZ Bank dies, entsprechend den gesetzlichen Vorschriften, dem Finanzamt  
anzeigen. Bei diesbezüglichen Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zu-
ständige Steuerbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden.

Eventuelle Steuerguthaben zugunsten des Kunden sowie eventuelle Steuer-
forderungen zulasten des Kunden werden grundsätzlich im Rahmen des Ver-
lustausgleichs über ein bestehendes Konto flex oder über die externe Bank-
verbindung abgewickelt lautend auf den Namen des 1. Antragstellers bzw. 
2. Antragstellers, sofern nichts Abweichendes vereinbart ist.

Besteht kein Konto flex und ist keine externe Bankverbindung bei der 
FNZ Bank angegeben, wird das Steuerguthaben in einen Geldmarkt-
fonds (derzeit Pictet-Sht-Term Money Mkt EUR Namens-Anteile P o.N. 
(ISIN LU0128494191)) in dem bestehenden Investmentdepot des Kunden 
angelegt. Außerdem behält sich die FNZ Bank das Recht vor, die Bank-
verbindung des Kunden zur Überweisung anzufragen oder eine ande-
re Zahlungsweise bzw. eine andere Verrechnungsmethode in Höhe des  
Steuerguthabens, zu wählen.
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Sicherheiten für die Ansprüche der FNZ Bank gegen den Kunden

24	 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

24.1	 Anspruch der FNZ Bank auf Bestellung von Sicherheiten

Die FNZ Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch dann, 
wenn die Ansprüche bedingt sind (z. B. Aufwendungsersatzanspruch wegen der 
Inanspruchnahme aus einer für den Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat 
der Kunde gegenüber der FNZ Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines 
anderen Kunden der FNZ Bank übernommen (z. B. als Bürge), so besteht für 
die FNZ Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten 
im Hinblick auf die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld, jedoch erst 
ab ihrer Fälligkeit.

24.2	 Veränderung des Risikos

Hat die FNZ Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zu-
nächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine Besicherung for-
dern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt 
werden, die eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen den Kunden 
rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn

•	 sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert haben 
oder sich zu verändern drohen oder

•	 sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben oder zu 
verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der FNZ Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich ver-
einbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen benannte 
Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht der 
Anspruch auf die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die 
Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der Nettodarlehens-
betrag 75.000,00 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung 
auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbrau-
cherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen 
Allgemeinen Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von §  491  Abs.  2  BGB 
keine oder keine abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.

24.3	 Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die FNZ Bank eine 
angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die FNZ Bank, von ihrem Recht 
zur fristlosen Kündigung gemäß „Kündigungsrechte der FNZ Bank“ dieser All-
gemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank Gebrauch zu machen, falls der 
Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten 
nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor darauf hinweisen.

25	 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der FNZ Bank 

25.1	 Einigung über das Pfandrecht

Der Kunde und die FNZ Bank sind sich darüber einig, dass die FNZ Bank ein 
Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen und sonstigen bei der FNZ Bank 
verwahrten Vermögensgegenständen erwirbt. Die FNZ Bank erwirbt ein 
Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die FNZ Bank aus 
der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden 
(z. B. Kontoguthaben).

25.2	 Gesicherte Ansprüche

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten 
Ansprüche, die der FNZ Bank gegen den Kunden aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung zustehen. Hat der Kunde gegenüber der FNZ Bank eine Haf-
tung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der FNZ Bank übernommen 
(z. B. als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernahme 
folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

25.3	 Ausnahmen vom Pfandrecht

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungsgewalt 
der FNZ Bank, dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden 
dürfen (z. B. Bareinzahlung zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das 
Pfandrecht der FNZ Bank nicht auf diese Werte. Dasselbe gilt für die von der 

FNZ Bank selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und für die Wertpapiere, 
die FNZ Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Außerdem erstreckt sich 
das Pfandrecht nicht auf die von der FNZ Bank selbst ausgegebenen eigenen 
Genussrechte/Genussscheine und nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften 
nachrangigen Verbindlichkeiten der FNZ Bank.

25.4	 Zins- und Gewinnanteilscheine

Unterliegen dem Pfandrecht der FNZ Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht 
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und Ge-
winnanteilscheine zu verlangen.

26	 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabeverpflichtung

26.1	 Deckungsgrenze

Die FNZ Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicher-
heiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten 
dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung (Deckungsgrenze) entspricht.

26.2	 Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht nur 
vorübergehend übersteigt, hat die FNZ Bank auf Verlangen des Kunden Si-
cherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die Deckungs-
grenze übersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl der freizugebenden 
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Siche-
rungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, 
Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die FNZ Bank auch verpflichtet, Auf-
träge des Kunden über die dem Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen 
(z. B. Verkauf von Wertpapieren/Auszahlung von Sparguthaben).

26.3	 Sondervereinbarungen

Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der reali-
sierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze 
für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.

27	 Verwertung von Sicherheiten/Wahlrecht der FNZ Bank

27.1	 Wahlrecht der FNZ Bank

Wenn die FNZ Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. 
Die FNZ Bank wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwerten-
den Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Si-
cherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt 
hat, Rücksicht nehmen.

27.2	 Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die FNZ Bank 
dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rechnung für die 
Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den Voraussetzungen 
des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Beendigung der Geschäftsverbindung

28	 Kündigungsrechte

28.1	 Kündigungsrechte des Kunden

28.1.1	 Jederzeitiges Kündigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäfts-
beziehungen (z. B. den Depotvertrag), für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist aus Beweisgründen möglichst schriftlich – mindestens in 
Textform – kündigen.

28.1.2	 Kündigung aus wichtigem Grund

Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kündi-
gungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann ausgespro-
chen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, 
auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der FNZ Bank, unzumut-
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bar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen. Die außerordentliche 
Kündigung hat aus Beweisgründen möglichst schriftlich – mindestens in Text-
form – zu erfolgen.

28.1.3	 Gesetzliche Kündigungsrechte

Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

28.2	 Kündigungsrechte der FNZ Bank

28.2.1	 Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist

Die FNZ Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kün-
digungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen 
Kündigungsfrist schriftlich bzw. in Textform kündigen. Bei der Bemessung der 
Kündigungsfrist wird die FNZ Bank auf die berechtigten Belange des Kunden 
Rücksicht nehmen. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrags 
(z. B. Konto flex) und/oder eines Depotvertrags beträgt die Kündigungsfrist zwei 
Monate.

28.2.2	 Kündigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die FNZ Bank schriftlich bzw. in Text-
form jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die FNZ Bank 
wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die berechtigten Belange 
des Kunden Rücksicht nehmen. Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderre-
gelungen für die Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann 
die FNZ Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

28.2.3	 Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist

Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder einzelner 
Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der 
FNZ Bank deren Fortsetzung, auch unter Berücksichtigung der berechtigten 
Belange des Kunden, unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt ins-
besondere vor,

•	 wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnisse ge-
macht hat, die für die Entscheidung der FNZ Bank über eine Kreditgewäh-
rung oder über andere mit Risiken für die FNZ Bank verbundene Geschäfte 
von erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeit relevante Informationen wissentlich 
vorenthalten oder diese gefälscht hat und dies zu einem Mangel der Kredit-
würdigkeitsprüfung geführt hat, oder

•	 wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des 
Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder einzutreten droht 
und dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonsti-
genVerbindlichkeit gegenüber der FNZ Bank – auch unter Verwertung einer 
hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist, oder

•	 wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten gemäß Punkt „Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten“ 
dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen der FNZ Bank oder aufgrund ei-
ner sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der von der FNZ Bank gesetzten 
angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die 
Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten angemes-
senen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist we-
gen der Besonderheiten des Einzelfalles (§ 323 Abs. 2 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) entbehrlich. Die außerordentliche Kündigung hat möglichst 
schriftlich bzw. in Textform zu erfolgen.

28.2.4	 Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung we-
gen Verzuges mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrags vor-
sieht, kann die FNZ Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

28.2.5	 Abwicklung nach einer Kündigung

Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die FNZ Bank dem Kunden 
für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine ange-
messene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist.

28.3	 Folgen nach Wirksamwerden einer Kündigung des/der Depots

Nach dem Wirksamwerden der Kündigung des Depotvertrags werden die 
auf dem Depot verbuchten Wertpapiere veräußert und der Gegenwert dem 
Konto flex, sofern ein solches für den Kunden besteht, gutgeschrieben bzw. auf 
eine angegebene externe Bankverbindung überwiesen. Besteht kein Konto flex 
und ist keine externe Bankverbindung bei der FNZ Bank angegeben, behält sich 
die FNZ Bank das Recht vor, die Bankverbindung des Kunden zur Überwei-
sung des Verkaufserlöses anzufragen oder eine andere Zahlungsweise bzw. 
eine andere Verrechnungsmethode in Höhe des Verkaufserlöses zu wählen. 
Auf Weisung des Kunden können die auf dem Depot verbuchten Wertpapiere 
auch auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut übertragen werden. Sofern 
ein Konto flex besteht, bleibt es im Falle einer Kündigung eines Depots bzw. 
mehrerer Depots, sofern dieses Konto flex noch weiteren Konto- und/oder De-
potprodukten zugeordnet ist, bestehen.

28.4	 Folgen einer Kündigung des Kontos bzw. mehrerer Konten

Nach dem Wirksamwerden der Kündigung eines Kontovertrags wird das auf 
dem jeweiligen Konto befindliche Guthaben auf das Konto flex ausbezahlt, es 
sei denn, der Kunde hat eine abweichende schriftliche Weisung erteilt. Im Falle 
einer Kündigung eines Kontos bzw. mehrerer Konten bleibt das Konto flex be-
stehen sofern dieses noch weiteren Konto- und/oder Depotprodukten zugeord-
net ist. Eine separate Kündigung des Konto flex bei Bestehen weiterer Konto- 
und/-oder Depotprodukte ist grundsätzlich nicht möglich.

28.5	 Folgen einer Kündigung der gesamten Geschäftsbeziehung

Sofern die gesamte Geschäftsbeziehung gekündigt wird, werden die Erlöse und 
Guthaben grundsätzlich auf die angegebene externe Bankverbindung oder über 
eine andere Zahlungsweise bzw. eine andere Verrechnungsmethode an den 
Kunden ausbezahlt, es sei denn, der Kunde hat eine abweichende schriftliche 
Weisung erteilt.

Schutz der Einlagen

29	 Information über die Einlagensicherung

29.1	 Einlagen

Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäften aus Beträ-
gen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus Zwischenpositionen ergeben 
und die nach den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen von 
der FNZ Bank zurückzuzahlen sind, wie zum Beispiel Guthaben auf Girokon-
ten, Festgelder, Spareinlagen, Sparbriefe und Namensschuldverschreibungen. 
Maßgeblich sind die Definitionen in § 2 Absatz 3 des Einlagensicherungsgeset-
zes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1 des Statuts des innerhalb des Bundesverbandes 
deutscher Banken e. V. bestehenden Einlagensicherungsfonds deutscher Ban-
ken (Einlagensicherungsfonds).

29.2	 Gesetzliche Einlagensicherung

Die FNZ Bank ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH als 
Träger der gesetzliche Einlagensicherung der privaten Banken zugeordnet. Die 
gesetzliche Einlagensicherung schützt nach Maßgabe des EinSiG und vorbe-
haltlich der darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert 
von 100.000 € pro Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG genannten Fällen 
erhöht sich dieser Betrag auf 500.000 €. Dazu gehören insbesondere Beträ-
ge, die aus Immobilientransaktionen im Zusammenhang mit privat genutzten 
Wohnimmobilien resultieren. Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen 
von finanziellen Unternehmen, staatlichen Stellen einschließlich kommunaler 
Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang mit Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung entstanden sind, und Inhaberschuldverschreibungen. 
Einzelheiten sind im EinSiG, insbesondere dessen § 8 geregelt.

29.3	 Einlagensicherungsfonds

Die FNZ Bank wirkt außerdem am Einlagensicherungsfonds mit. Dieser sichert 
nach Maßgabe seines Statuts und vorbehaltlich der darin vorgesehenen Aus-
nahmen Einlagen bei einer inländischen Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. 
Zweigstelle je Gläubiger maximal bis zur folgenden Höhe (Sicherungsgrenze):

•	 (a) �(i) 5 Mio. € für natürliche Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhän-
gig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Mio. € für nichtfinanzielle Unternehmen, 
gemeinnützige Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen 
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ohne Erwerbszweck und anderer in § 6 Absatz 3 des Statuts des Einla-
gensicherungsfonds genannter Gläubiger. In jedem Fall werden Einlagen 
bis maximal 15 % der Eigenmittel der Bank im Sinne von Artikel 72 CRR 
geschützt, wobei Ergänzungskapital nur bis zur Höhe von 25 % des Kern-
kapitals im Sinne von Artikel 25 CRR Berücksichtigung findet. Weitere 
Einzelheiten zur Berechnung der relevanten Eigenmittel regelt § 6 Absatz 
8 Unterabsatz (a) des Statuts des Einlagensicherungsfonds.

•	 (b) � Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Mio. € für natürliche Personen und rechts-
fähige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 30 Mio. € für nicht 
finanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und anderer in § 6 Absatz 3 
des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannter Gläubiger. In jedem 
Fall werden Einlagen bis maximal 8,75 % der Eigenmittel im Sinne von 
Unterabsatz (a) Sätzen 2 und 3 geschützt.

•	 (c) �Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Mio. € für natürliche Personen und rechtsfä-
hige Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 10 Mio. € für nicht 
finanzielle Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und anderer in § 6 Absatz 3 
des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannter Gläubiger. In jedem 
Fall werden Einlagen bis maximal 8,75 % der Eigenmittel im Sinne von 
Unterabsatz (a) Sätzen 2 und 3 geschützt.

•	 (d) �Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gesichert wur-
den, finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden Sicherungsgrenzen weiter-
hin Anwendung bis die Einlage fällig ist, prolongiert wird oder vom Kunden 
erstmals gekündigt werden kann oder auf eine ausländische Zweignie-
derlassung oder Zweigstellen übertragen wird. Für Einlagen, die nach 
dem 31. Dezember 2022 begründet oder prolongiert werden, gelten die 
jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den oben genannten Stichtagen.

Maßgebend für die Entschädigung ist die Sicherungsgrenze, die der FNZ Bank 
als Ergebnis der Feststellung des Prüfungsverbandes mitgeteilt worden ist und 
im Internet unter www.bankenverband.de abgerufen werden kann. Die Siche-
rungsgrenze wird dem Kunden von der FNZ Bank auf Verlangen bekannt ge-
geben.

Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von finanziellen Unternehmen, 
staatlichen Stellen einschließlich kommunaler Gebietskörperschaften, Einlagen, 
die im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstan-
den sind, und Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall von Gläubigern nach 
Buchstaben (a) (ii), (b) (ii), (c)(ii) und (d)(ii) werden Einlagen mit einer Laufzeit 
von mehr als 12 Monaten sowie Verbindlichkeiten aus Schuldscheindarlehen, 
Namenschuldverschreibungen und vergleichbaren Schuldtiteln ausländischen 
Rechts nicht geschützt.

Für Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 
gemäß § 6 der am 18. November 2021 im Vereinsregister eingetragenen Fas-
sung des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesichert wurden, besteht die 
Sicherung nach Maßgabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezember 2022 
entfällt dieser Bestandsschutz, sobald die betreffende Verbindlichkeit fällig wird, 
gekündigt oder anderweitig zurückgefordert werden kann, oder wenn die Ver-
bindlichkeit im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht oder 
auf eine ausländische Zweigniederlassung oder Zweigstelle übertragen wird.

Einzelheiten zum Schutzumfang einschließlich der Sicherungsgrenzen sind im 
Statut des Einlagensicherungsfonds, insbesondere dessen § 6 geregelt.

Das Statut wird auf Verlangen zur Verfügung gestellt und kann auch im Internet 
unter www.bankenverband.de aufgerufen werden.

29.4	 Forderungsübergang

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen 
an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die FNZ Bank in 
entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagen
sicherungsfonds über.

29.5	 Auskunftserteilung

Die FNZ Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Be-
auftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

30	 Beschwerdemöglichkeiten / Ombudsmannverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten: 

•	 Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die E-Mail Adresse 
service@fnz.de, an die Adresse FNZ Bank SE, 80218 München oder an die 
Faxnummer  +49 89 45460 - 892 der FNZ Bank wenden. Die FNZ Bank wird 
Beschwerden in geeigneter Weise beantworten, bei Zahlungsdiensteverträ-
gen erfolgt dies in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail).

•	 Die FNZ Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbrau-
cherschlichtungs- stelle „Ombudsmann der privaten Banken“  
(www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher die Möglich-
keit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der FNZ Bank den Ombudsmann 
der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine 
Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675 f BGB), können auch 
Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Ban-
ken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung des Ombudsmanns 
der privaten Banken“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im 
Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in 
Textform (z.  B. mittels Brief oder E-Mail) an die Geschäftsstelle des Om-
budsmanns der privaten Banken, Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, E-Mail:   
schlichtung@bdb.de, zu richten.

•	 Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit schriftlich oder 
zur dortigen Niederschrift bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, über Verstöße der FNZ Bank 
gegen das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) zu beschweren.

•	 Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 
eine Europäische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. 
Die OS-Plattform kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung 
einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen 
Unternehmen nutzen.

Informationen zu Wertpapiergeschäften

31	 Weitergabe von Nachrichten

Werden in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die 
die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder werden der FNZ Bank solche  
Informationen vom Emittenten oder von ihrem ausländischen Verwahrer/Zwi-
schenverwahrer übermittelt, so wird die FNZ Bank dem Kunden diese Informati-
onen elektronisch zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition 
des Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung des Kunden 
zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. So wird die FNZ Bank insbeson-
dere Informationen über

•	 gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,

•	 Änderungen der Vertragsbedingungen,

•	 Fondsverschmelzungen bzw. Fondsliquidationen,

•	 freiwillige Kauf und Umtauschangebote sowie

•	 Sanierungsverfahren

durch Einstellung zum Abruf in den Online-Postkorb zur Kenntnis geben. 
Eine Benachrichtigung des Kunden kann unterbleiben, wenn die Informa-
tion bei der FNZ Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die von der 
FNZ Bank zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten 
sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhältnis zu den möglichen  
Ansprüchen des Kunden stehen.

32	 Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen im Wertpapiergeschäft

Wertpapiergeschäfte sind wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durch-
zuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet. Insbesondere sind fol-
gende Risiken zu nennen:

•	 Kursänderungsrisiko/Risiko rückläufiger Anteilwerte,

•	 Bonitäts- bzw. Emittentenrisiko (Ausfall- bzw. Insolvenzrisiko),
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•	 Kontrahentenrisiko,

•	 Verlustrisiko bei Rohstoff-ETFs,

•	 Wechselkursrisiko,

•	 Zinsänderungsrisiko,

•	 Totalverlustrisiko.

Der Preis eines Wertpapiers kann Schwankungen auf dem Finanzmarkt un-
terliegen, auf die die FNZ Bank keinen Einfluss hat. In der Vergangenheit er-
wirtschaftete Erträge (z. B. Zinsen, Dividenden) und erzielte Wertsteigerungen 
sind kein Indikator für künftige Erträge und/oder Wertsteigerungen. Ausführliche 
Informationen enthält die Broschüre „Basisinformationen über Vermögensanla-
gen in Investmentfonds“ bzw. „Grundlagenwissen Wertpapiere & Investment-
fonds“, die der Kunde bei der Depot-/Kontoeröffnung zur Ansicht, zum Down-
load, zum Ausdruck und zur Speicherung zur Verfügung gestellt bekommen hat.  
Die FNZ Bank weist hiermit darauf hin, dass diese Informationen keine Anla-
geberatung darstellen, sondern nur dazu dienen, dem Kunden seine eigenen 
Anlageentscheidungen zu erleichtern.

33	 Informationen für Wertpapiergeschäfte

Die systemseitig zur Verfügung gestellten Wertpapierstammdaten, Wertpa-
pierkurse und sonstigen Informationen bezieht die FNZ Bank aus öffentlich 
zugänglichen Quellen und von Dritten, die sie für zuverlässig hält. Die Datenlie-
feranten der FNZ Bank übernehmen keine Gewähr und/oder keine Haftung für 
die inhaltliche Richtigkeit, Rechtzeitigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der von 
ihnen angelieferten und/oder bereitgestellten Daten und/oder Informationen und 
betreiben mit der Bereitstellung und/oder Lieferung der Daten und/oder Informa-
tionen keine Anlageberatung, Anlageempfehlung oder Ähnliches.

Somit übernimmt auch die FNZ Bank keine Haftung für die Richtigkeit, Rechtzei-
tigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der von Datenlieferanten angelieferten und/
oder bereitgestellten Daten und/oder Informationen, es sei denn, die FNZ Bank 
handelt diesbezüglich vorsätzlich oder grob fahrlässig. Des Weiteren übernimmt 
die FNZ Bank keine Garantie für die jederzeitige Verfügbarkeit der Angaben.


